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Gliederung

1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, AZ. VI ZR 201/21: Zur Reichweite der Beweislastumkehr bei 
Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der Haftung
zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

3. OLG Hamm, Urteil vom 20.12.2022, AZ. 26 U 15/22:  Fehlerhafte psychiatrische 
Behandlung bei Suizidgefahr

4. LG Flensburg, Urteil vom 24.04.2023, AZ: 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler vom 
Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
• Die Klägerin nimmt die Beklagte wegen des Vorwurfs einer fehlerhaften Behandlung im 

Zusammenhang mit ihrer Geburt auf Schmerzensgeld und Schadensersatz in Anspruch.
• Die Mutter der Klägerin wurde am 24.06.2011 in der 32 + 4 SSW kurz nach dem 

Blasensprung in den Abendstunden im Krankenhaus der Beklagten aufgenommen.
• Sie war eine Hochrisikoschwangere.
• Die am 24.06.2011 und am 25.06.2011 geschriebenen CTGs waren weitgehend unauffällig.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
• Das CTG, das am 26.06.2011 zwischen 7:00 Uhr und 7:30 Uhr geschrieben wurde, war 

ebenfalls unauffällig.
• Um 10:00 Uhr des 26.06.2011 erfolgte die ärztliche Visite.
• Gegen 13:10 Uhr stellte sich die Mutter der Klägerin im Kreissaal vor.
• Sie teilte mit, dass sie seit 11:00 Uhr Wehen hatte.
• Um 13:16 Uhr wurde erneut ein CTG angelegt.
• Es konnten keine Herztöne der Klägerin mehr festgestellt werden.
• Der anschließende Ultraschall zeigte eine fetale Bradykardie.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
• Die Klägerin kam um 13:37 Uhr im OP per Notsectio zur Welt.
• Sie wurde sofort einem Pädiater übergeben.
• Sie leidet unter einer schweren Retardierung der geistigen und körperlichen Entwicklung.
• Zwischen 12:45 Uhr und 13:00 Uhr erlitt die Klägerin eine intrauterine Asphyxie, die 

ursächlich für ihre weiteren Körperschäden wurde. 
• Der Asphyxie ist eine mehrstündige Bradykardie der Klägerin vorausgegangen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
Die Klägerin hat  geltend gemacht,
ihre Mutter sei behandlungsfehlerhaft nicht auf die Brisanz von Wehen hingewiesen worden,
weshalb sie sich bei Einsatz der Wehen gegen 11:00 Uhr nicht gemeldet habe.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
Die Klägerin beantragt festzustellen,

• dass die beklagte Geburtsklinik verpflichtet ist,
• ihr den immateriellen und materiellen Schaden zu ersetzen,
• der aus der fehlerhaften Behandlung im Zusammenhang mit der Geburt resultiert.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
Das Landgericht hat festgestellt,

• dass das beklagte Krankenhaus der Klägerin zum Ersatz des materiellen und des 
immateriellen Schadens verpflichtet ist,

• soweit der Körperschaden auf die Vorbereitung und die Durchführung der Geburt 
zurückzuführen ist.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
Auf die Berufung des beklagten Krankenhauses hat das Oberlandesgericht das 
Feststellungsurteil des Landgerichts dahingehend geändert, 

• dass es die Ersatzpflicht der Beklagten auf solche Schäden der Klägerin begrenzt,
• die diese wegen der vorgeburtlich im Krankenhaus eingetretenen fetalen Asphyxie 

erlitten hat.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Zum Sachverhalt:
Die weitergehende Berufung der Beklagtenseite wird zurückgewiesen.
Mit der beim BGH zugelassenen Revision verfolgt die Beklagtenseite das Ziel der 
Klageabweisung weiter.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
• Der BGH hat entschieden,

• die Revision ist nur zum Teil begründet.
• Die Mutter der Klägerin ist in der 32+4 SSW nach einem Blasensprung  stationär 

aufgenommen worden.
• Bei der Aufnahme hat man sie nicht darüber informiert,

• dass sie sich frühzeitig – nicht nur bei Wehen,
• sondern auch bei einem Druck nach unten –

• beim Krankenhauspersonal zu melden habe.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
• Dieser Verzicht auf eine Information der Mutter stellt einen groben Behandlungsfehler dar.
• Dabei handelt es sich um einen groben Behandlungsfehler durch Unterlassen der 

erforderlichen therapeutischen Sicherungsaufklärung.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
• Unter einer Verpflichtung zur therapeutischen Sicherungsaufklärung  versteht man gemäß 

§ 630 c Absatz 2 Satz 1 BGB
• die ärztliche Pflicht zur Erteilung von Schutz- und Warnhinweisen an den Patienten,
• um den Behandlungserfolg sicherzustellen, vgl. Geiß/Greiner Arzthaftpflichtrecht 

8.A. B Rd.95-96.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Wortlaut von § 630 c Abs. 2 Satz 1 BGB: Zur therapeutischen Sicherungsaufklärung
• „Der Behandelnde ist verpflichtet,

• dem Patienten in verständlicher Weise zu Beginn der Behandlung und,

• soweit erforderlich, in deren Verlauf

• sämtliche für die Behandlung wesentlichen Umstände zu erläutern,

• insbesondere die Diagnose,

• die voraussichtliche gesundheitliche Entwicklung, die Therapie und

• die zu und nach der Therapie zu ergreifenden Maßnahmen.“ 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Der Sachverständige hat in seiner Anhörung vor dem Berufungsgericht ausgeführt, 
• es sei zwingend erforderlich gewesen, der Patientin schon am Aufnahmetag oder 

unverzüglich danach, 
• die genauen Verhaltensregeln zu erteilen,
• damit sie sich – eine Hochrisikoschwangere in der 32+4 SSW
• bei Zustand nach vorzeitigem Blasensprung– adäquat verhalten könne.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

• Der Sachverständige hat dargelegt, welche massiven Schäden bis hin zum Tod durch eine 
Frühgeburt beim Kind auftreten können.

• Deshalb bestand die zwingende ärztliche Verpflichtung,
• die Mutter der Klägerin darüber zu informieren,
• dass sie sich nicht nur bei Wehen,
• sondern auch bei einem Druck nach unten,
• sofort beim zuständigen Personal melden solle.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Dies diene dem Zweck,
• angesichts der Gefahren, die mit einer Frühgeburt verbunden sind,
• eine bestmögliche Versorgung des Kindes zu garantieren.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe: 
• Die Schlussfolgerung des Sachverständigen ist nachvollziehbar, 

• dass es  "unverständlich und grob fehlerhaft“ gewesen sei,
• dass die Mutter der Klägerin weder vom aufnehmenden ärztlichen Personal,
• noch von den Hebammen und Krankenschwestern
• darauf hingewiesen wurde, sich bei geringsten Anzeichen von Wehen zu 

melden.
• Die Äußerungen des Sachverständigen lassen auch erkennen, dass mit dem Unterlassen 

dieser therapeutischen Information eindeutig gegen bewährte ärztliche Behandlungsregeln 
verstoßen wurde.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe: 
• Damit liegen die Voraussetzungen für einen groben Behandlungsfehler vor. Er ist als grob 

zu bewerten, 
• weil der Arzt eindeutig gegen

• bewährte ärztliche Behandlungsregeln und
• gesicherte medizinische Erkenntnisse

• verstoßen hat. 
• Ein solcher Fehler erscheint aus objektiver Sicht nicht mehr verständlich,
• denn einem Arzt darf dies schlechterdings nicht unterlaufen. 
• Der Sachverständige bestätigt dies.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Trotzdem ist die Beurteilung des Berufungsgerichts, dass der Klägerin eine Beweislastumkehr 
hinsichtlich der Kausalität wegen des groben Behandlungsfehlers zugutekomme, fehlerhaft.
Ein grober Behandlungsfehler, der geeignet ist, einen Schaden der tatsächlich eingetretenen 
Art herbeizuführen, führt zwar gemäß § 630h Abs. 5 Satz 1 BGB grundsätzlich zu einer 
Umkehr der Beweislast für den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem groben 
Behandlungsfehler und dem Gesundheitsschaden. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

§ 630h Abs. 5 S. 1 BGB lautet:
„Liegt ein grober Behandlungsfehler vor und ist dieser grundsätzlich geeignet, eine Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit der tatsächlich eingetretenen Art 
herbeizuführen, wird vermutet, dass der Behandlungsfehler für diese Verletzung ursächlich 
war.“

Dafür reicht aus, dass der grobe Behandlungsfehler geeignet ist, den eingetretenen Schaden 
zu verursachen oder zumindest mitzuverursachen. Wahrscheinlich muss der Fehler für den 
Körperchaden nicht sein. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Eine Verlagerung der Beweislast auf die Behandlungsseite ist aber dennoch ausnahmsweise 
ausgeschlossen, 
wenn jeglicher haftungsbegründender Ursachenzusammenhang äußerst unwahrscheinlich ist 
oder
wenn sich nicht das Risiko verwirklicht hat, dessen Nichtbeachtung den Fehler als grob 
erscheinen lässt. 
Das Vorliegen einer derartigen Ausnahmesituation hat die Behandlungsseite zu beweisen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Hiervon ist die Frage zu unterscheiden, ob die Haftung für einen einfachen oder groben 
Behandlungsfehler auch deshalb ausscheidet, 
weil die Voraussetzungen des Schutzzwecks der Norm nicht vorliegen, hierzu später.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Dass die gebotene therapeutische Information geeignet gewesen wäre, die Mutter der Klägerin 
dazu zu veranlassen, sich bereits bei Beginn der Wehentätigkeit um 11:00 Uhr im Kreißsaal zu 
melden, zweifelt die Beklagtenseite nicht an.
Bei einer Meldung der Mutter der Klägerin um 11:00 Uhr wäre entsprechend frühzeitiger ein 
CTG durchgeführt worden. 
Die Schlussfolgerung des Berufungsgerichts, dass mittels CTG neben der Wehentätigkeit der 
Mutter auch die Herztöne des Kindes und damit dessen Befinden hätten kontrolliert werden 
können, ist zutreffend. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Es trifft zu, dass nicht festgestellt werden kann, ob bei einem CTG um 11:00 Uhr bereits eine 
Gefährdung des Kindeswohls (oder eine sonstige Indikation für eine unverzügliche Sectio) 
erkennbar gewesen wäre. 
Allerdings hat die Beklagte nicht bewiesen, dass dies äußerst unwahrscheinlich gewesen 
wäre. 
Denn nach dem Gutachten des Sachverständigen kann die Bradykardie der Klägerin zu jeder 
Zeit zwischen 7:30 Uhr und 13:16 Uhr eingetreten sein. 
Eine frühere Kenntnis der Bradykardie hätte zu einer früheren therapeutischen Konsequenz 
geführt, was sich aller Wahrscheinlichkeit nach positiv ausgewirkt hätte. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Dem steht nicht entgegen, dass nach dem neonatologischen Sachverständigengutachten das 
Asphyxie-Ereignis zwischen 12:45 Uhr und 13:00 Uhr eingetreten sein dürfte. 
Denn ist es nicht äußerst unwahrscheinlich, dass bei einer frühzeitigeren Wehen-Information
durch die Mutter der Klägerin während der dann gegen 11:00 Uhr veranlassten CTG-
Untersuchung  eine Bradykardie oder sonstige Umstände festgestellt worden wären, die eine 
Indikation für einen Kaiserschnitt begründet hätten. 
Darauf wäre dann in einer Weise reagiert worden, dass die vorgeburtliche Asphyxie 
verhindert worden wäre.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Die Feststellung des Berufungsgerichts, dass mit der therapeutischen Information an die 
Patientin: „Wehen unverzüglich mitzuteilen“ das Ziel verfolgt werden sollte, die kindlichen 
Herztöne im CTG zu überprüfen und damit das Wohlbefinden des Kindes zu erreichen, ist 
jedoch fehlerhaft.
Nach den Ausführungen des Sachverständigen bestand die Zielrichtung der ärztlichen 
Information vorliegend darin, 
eine plötzliche Frühgeburt des Kindes auf der Station zu vermeiden, um eine adäquate 
Versorgung des Kindes sicherzustellen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Das Risiko, dass die Klägerin auf der Station entbunden würde und keine adäquate
Versorgung erhielte, hat sich im konkreten Fall aber nicht verwirklicht. 
Denn die Klägerin wurde nach Feststellung der Bradykardie nicht auf der Station, sondern im 
OP durch eine Notsectio entbunden, und dem Pädiater unmittelbar übergeben.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Dass der medizinische Zweck der Informationspflicht auch ein sofortiges CTG bei kleinsten 
Anzeichen von Wehen zur Überprüfung der kindlichen Herztöne sei und 
dass im Hinblick auf diesen Zweck eine Verkennung gerade dieses Risikos den 
Behandlungsfehler als grob erscheinen ließe, findet in den Ausführungen des 
Sachverständigen dagegen keine Stütze. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Umgekehrt steht allein mit der bisherigen Angabe des Sachverständigen zum Zweck der 
Information (Vermeidung der Geburt auf der Station zur Sicherstellung einer adäquaten 
Versorgung des frühgeborenen Kindes) noch nicht fest, 
dass sich mit dem Unterbleiben einer CTG  ein weiteres Risiko verwirklicht hat, dessen 
Nichtbeachtung den Fehler (ebenfalls) als grob erscheinen lässt. 
Es sind damit auch noch keine abschließenden Feststellungen getroffen, die eine Umkehr der 
Beweislast hinsichtlich der Kausalität endgültig  ausschließen würden. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
• Darauf käme es allerdings nicht an, wenn die Voraussetzungen der Zurechnung des 

primären Körperschadens 
• gemäß „des Grundsatzes des Schutzzwecks der Norm“
• fehlen sollten.  
• In der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist anerkannt, dass die 

Schadensersatzpflicht durch den Schutzzweck der Norm begrenzt wird. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
• Eine Schadensersatzpflicht besteht danach nur für diejenigen Körperschäden, die aus dem 

Bereich der Gefahren stammen, zu deren Abwendung die verletzte Norm erlassen worden 
ist. 

• Mit anderen Worten:
• Der Zweck des verletzten Behandlungsstandards (Norm) muss es gewesen sein, 
• die tatsächlich eingetretenen Körperschäden zu vermeiden. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsgründe:
Das Berufungsgericht meint, dass durch die therapeutische Information nicht nur, wie vom 
Sachverständigen angegeben, eine Geburt auf der Station vermieden, sondern auch ein 
frühzeitigeres CTG und damit eine Kontrolle der Herztöne bezweckt werden sollte. 
Feststellungen dazu, dass die hier eingetretene vorgeburtliche Asphyxie zu den 
Komplikationen einer Frühgeburt gehört, die durch die hier gebotene therapeutische 
Information vermieden werden sollte, sind vom Sachverständigen bisher nicht getroffen.
Umgekehrt steht auch hier allein mit der  Angabe des Sachverständigen zum Zweck der 
therapeutischen Information noch nicht fest, dass der von der Klägerin zu beweisende 
Schutzzweckzusammenhang nicht bestünde.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsergebnis des BGH in Kurzform:

1) Das Risiko des groben Behandlungsfehlers, nämlich eine plötzliche nicht versorgte 
Frühgeburt, hat sich nicht verwirklicht.

2) Es ist ferner (noch) nicht bewiesen worden, dass die unterlassene therapeutische 
Sicherungsaufklärung auch den (weiteren) Zweck hatte, die kindlichen Herztöne mittels 
eines CTG zu kontrollieren, um eine Asphyxie beim Fetus zu verhindern.

3) Die Revision des Beklagten hätte also grundsätzlich Erfolg gehabt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsergebnis des BGH in Kurzform:

4) Jedoch ist in der Vorinstanz offengeblieben, ob

sich mit dem Unterbleiben eines CTG auch ein weiteres Risiko verwirklicht hat, dessen 
Nichtbeachtung den Fehler (ebenfalls) als grob erscheinen lässt und ob 

der medizinischer Zweck der Informationspflicht auch ein sofortiges CTG bei Anzeichen 
von Wehen und eine Kontrolle der fetalen Herztöne war, um eine Axphyxie beim Fetus zu 
verhindern. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Entscheidungsergebnis des BGH in Kurzform:

5) Es sind damit noch keine abschließenden Feststellungen getroffen, die eine Umkehr der 
Beweislast hinsichtlich der Kausalität endgültig ausschließen.

6) Deswegen wird die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Fazit:
• Liegt ein grober Behandlungsfehler vor und ist dieser geeignet, den eingetretenen 

Körperschaden herbeizuführen, 
• wird der Kausalzusammenhang zwischen dem groben Fehler und dem Körperschaden 

vermutet, vgl. § 630h Abs. 5 S. 1 BGB.
• Das gilt nicht, wenn es aufgrund konkreter Umstände äußerst unwahrscheinlich ist, dass 

der grobe Fehler den Körperschaden mitverursacht hat, Geiß/Greiner Arzthaftpflichtrecht 
8.A. B Rd 259.

• Bei einer Kausalitätswahrscheinlichkeit ab 5% ist der Ursachenzusammenhang zwischen 
dem groben Fehler und dem Körperschaden nicht mehr äußerst unwahrscheinlich.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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1. BGH, Urteil vom 24.05.2022, VI ZR 201/21: Zur Reichweite der 
Beweislastumkehr bei Vorliegen eines groben Behandlungsfehlers

Fazit:
• Eine Beweislastumkehr aufgrund eines  groben Behandlungsfehlers setzt weiter voraus, 

dass sich die Risiken verwirklicht haben, deren Verkennung den Behandlungsfehler zu 
einem groben Behandlungsfehler machen. 

• Die Schadensersatzpflicht wird außerdem noch durch den Schutzzweck der Norm begrenzt. 
• Der Zweck des verletzten Behandlungsstandards (Norm) muss es gewesen sein, die 

tatsächlich eingetretenen Körperschäden zu vermeiden. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Kläger ist Träger der Sozialhilfe und macht aus übergegangenem Recht 

Schadensersatz wegen behaupteter Fehler bei der Geburt des Kindes A. geltend.
• Das Kind wurde am 17.09.1986 um 10:09 Uhr in dem Krankenhaus der Beklagten zu 2) 

geboren.
• Der Beklagte zu 1) Dr. S. war der ambulante Frauenarzt der Kindesmutter und zugleich 

auch der geburtshilfliche Belegarzt.
• Er verstarb noch während der ersten Instanz. Die nunmehrige Beklagte zu 1) ist dessen 

Ehefrau als Alleinerben.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Die Mutter des Kindes wurde am 16.09.1986 um 21:45 Uhr im Krankenhaus der Beklagten 

zu 2) durch die diensthabende Hebamme M., eine Angestellte der Beklagten zu 2), 
aufgenommen. 

• Der zum Dienst eingeteilte Belegarzt war zu diesem Zeitpunkt Dr. S., der sich jedoch nicht 
in der Klinik befand. 

• Für die Kindesmutter war es die dritte Schwangerschaft, sie war stark übergewichtig, litt 
unter einer Gestose, latenter Diabetes und Asthma.

• Die Hebamme L. untersuchte die Kindesmutter und trug ihre Daten und Angaben in den 
Patientenunterlagenbogen ein, wobei sie u.a. einen Blutdruck von 150/90 mmHG
vermerkte. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Ab 22:00 Uhr wurde bei der Kindesmutter ein CTG geschrieben.
• In den Patientenunterlagen der Kindsmutter befindet sich unter der Zeitangabe „22.30 Uhr“ 

ein Eintrag, dessen Urheber nicht vermerkt ist: 
• „Dr S. (sic!) angerufen, Pat. soll schlafen, Pat kommt zur Station“. Ferner befindet sich unter 

der Rubrik „Medikation“ der Eintrag „1 TBl Valium 5“.
• Zwischen den Parteien ist streitig, ob ein entsprechender Anruf tatsächlich erfolgt ist. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Die Beklagte zu 2) hat erstinstanzlich vorgetragen, dass die Eintragungen in den 

Patientenunterlagen den Tatsachen entsprechen. 
• So habe die Hebamme M. den Belegarzt Dr. S. um 22:30 Uhr angerufen und ihm das zu 

diesem Zeitpunkt auffällige CTG mitgeteilt. 
• Der Kläger hat erstinstanzlich vorgetragen, dass die Kindesmutter durch den Belegarzt Dr. 

S. in das Krankenhaus eingewiesen und nach dem Anruf um 22:30 Uhr vom 
Krankenhauspersonal ständig über den Zustand der Schwangeren telefonisch auf dem 
Laufenden gehalten worden sei.

• In zweiter Instanz hat der Kläger sich dem Vortrag der Beklagten zu 1) angeschlossen und 
bestritten, dass ein solches Telefongespräch am 16.09.1986 um 22:30 Uhr stattgefunden 
hat.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
Am 17.09.1986 um 07:30 Uhr lag der Blutdruck der Kindesmutter bei  190/130.
Das CTG war silent und das Fruchtwasser grün.
Der Belegarzt Dr. S. wurde jedoch nicht unterrichtet.
Im Rahmen seiner Visite gegen 9:00 Uhr morgens nahm der  Belegarzt Dr. S. persönlich 
Kenntnis von diesen Befunden.
Er ordnete sofort die Notsectio an.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
Um 10:02 Uhr wurde mit der Narkose der Kindesmutter begonnen. 
Um 10:09 Uhr kam das Kind A. per Kaiserschnitt zur Welt.
Nach dessen Geburt wurde seine Verlegung in eine Kinderklinik veranlasst.
Er erlitt eine schwere Asphyxie, gefolgt von einer Hypoxisch-Ischämischen-Enzephalopathie.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
Das Kind A. leidet unter einer schweren körperlichen und geistigen Behinderung in Form einer 
rechts betonten Tetraspastik. 
A. besuchte verschiedene Einrichtungen für geistig und körperlich behinderte Menschen. 
Seit 11.12.2006 hält er sich tagsüber in einer Tagesheimstätte auf, abends kehrt er zu seinen 
Eltern zurück.
Der Kläger gewährt A. Hilfe zum Lebensunterhalt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
Im Dezember 2007 erhält die Klägerin das MDK-Gutachten der AOK von 2004.  
Die AOK ist die Krankenversicherung des Kindes A.
Mit Schreiben vom 07.12.2007 teilte der Kläger mit, dass ihm durch die AOK seit Dezember 
2007 bekannt geworden sei, dass die Behinderung des A. möglicherweise auf einer 
fehlerhaften Behandlung in der Klinik der Beklagten zu 2) beruhe und diese als möglicher 
Schädiger in Betracht komme. 
Der Kläger bat um Mitteilung der an der Geburt beteiligten Personen und ob es sich hierbei um 
Klinikpersonal oder Belegärzte gehandelt habe.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Kläger hat erst in 2008 durch die Behandlungsunterlagen Kenntnis davon erlangt, dass 

der Belegarzt Dr. S. den Kaiserschnitt durchgeführt hatte und 
• dass die beteiligten Hebammen bei der Beklagten zu 2) angestellt waren.
• Der Kläger hat im November 2010 Klage gegen den Belegarzt Dr. S. erhoben und im 

Dezember 2011 die Klage auf die Beklagte zu 2) erweitert.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Kläger hat erstinstanzlich vorgetragen, dass der Beklagte zu 1) die Kindsmutter in das 

Krankenhaus der Beklagten zu 2) eingewiesen habe und von dort - nach dem Anruf um 
22:30 Uhr - ständig über den Zustand der Kindsmutter telefonisch auf dem Laufenden 
gehalten worden sei. 

• Er ist der Auffassung, dass der derzeitige Gesundheitsschaden des A. ausschließlich 
dadurch verursacht worden sei, dass auf den Zustand der Mutter und des Kindes 
behandlungsfehlerhaft zu spät reagiert wurde. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Kläger hat die Beklagten erstinstanzlich als Gesamtschuldner für die Kosten der 

aufgrund des gesundheitlichen Zustands des A. erforderlichen Betreuung 155.000,- € in 
Anspruch genommen. 

• Ferner hat er die Feststellung begehrt, dass die Beklagten verpflichtet sind, dem Kläger den 
weiteren materiellen Schaden zu ersetzen, der dem Kläger aus dem Behandlungsfehler 
anlässlich der Geburt des Kindes A. entstehen wird. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Beklagte zu 1) hat  erstinstanzlich vorgetragen, dass er am 16. September 1986 um 

22:30 Uhr keinen Anruf aus dem Krankenhaus der Beklagten zu 2) erhalten habe. 
• Der Inhalt der Patientenakte, wonach er um 22:30 Uhr angerufen worden sei, entspreche 

nicht den Tatsachen. 
• Auf den schlechten Zustand der Kindsmutter sei er erstmals am Morgen des 17.09.1986 im 

Rahmen seiner täglichen Visite um 9:00 Uhr aufmerksam geworden. 
• Er habe dann sofort reagiert und eine Schnittentbindung angeordnet.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Diese wurde nicht sofort durchgeführt, weil keiner der vier Operationssäle des 

Krankenhauses zur Verfügung gestanden habe. 
• Ferner hat der Beklagte zu 1)  eine Kausalität zwischen der Hirnschädigung A. und den im 

Krankenhaus der Beklagten zu 2) getroffenen Maßnahmen bestritten. 
• So sei die Schädigung des Kindes bereits vor der stationären Aufnahme eingetreten.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Die Beklagte zu 2) hat erstinstanzlich vorgetragen, dass die Einträge in den 

Patientenunterlagen, insbesondere auch der Anruf um 22:30 Uhr, den Tatsachen 
entsprechen und durch die Hebammen M. bzw. R. erfolgt seien. 

• So habe die Hebamme M. den Beklagten zu 1) angerufen und ihm das alarmierende CTG 
mitgeteilt.  

• Daraufhin habe die Hebamme M. durch den Beklagten zu 1) die Anweisung erhalten, der 
Patientin Valium zu geben.

• Das dürfte nicht ohne ärztliche Anweisung erfolgen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Auch die Beklagte zu 2) hat erstinstanzlich bestritten, dass die Hirnschädigung des Kindes 

A. aufgrund der Behandlung in ihrer Klinik verursacht worden sei. 
• Ferner erhebt sie die Einrede der Verjährung und behauptet, dass der Kläger bereits vor 

dem Jahr 2007 von dem MDK-Gutachten aus dem Jahr 2004 Kenntnis erlangt habe.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Das Landgericht hat Beweis erhoben durch  Vernehmung der Hebammen R. und M., sowie 

durch Anhörung der Parteien.
• Ferner hat das Landgericht ein gynäkologisches Sachverständigengutachten (Prof. Dr. W.) 

eingeholt. 
• Mit Urteil vom 29.03.2019 hat das Landgericht die Klage gegen den Beklagten zu 1) 

abgewiesen und die Beklagte zu 2) entsprechend dem klägerischen Antrag verurteilt. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Zur Begründung hat das Landgericht ausgeführt:
• Der Kläger habe einen Anruf bei dem Beklagten zu 1) um 22:30 Uhr nicht  beweisen 

können.
• Selbst wenn dieser Anruf stattgefunden hätte, hat das Landgericht keinen Zweifel daran, 

dass die Hebamme M. den Beklagten zu 1) nicht über den tatsächlichen Zustand des 
Fetus, insbesondere über das auffällige CTG der Kindsmutter, informiert hatte. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Zur Begründung hat das Landgericht ausgeführt:
• Das Landgericht hat ausgeführt, dass der entsprechende Eintrag in der Patientenakte nicht 

zuverlässig sei, da er offenkundig nachträglich eingefügt und auch eine Veränderung an 
bestehenden Einträgen vorgenommen worden sei. 

• Die Angaben der Zeugin M., welche den Anruf bestätigt habe, seien demgegenüber 
widersprüchlich und nicht glaubhaft. 

• Damit habe der Beklagte zu 1) die Geburtsleitung um 22:30 Uhr noch nicht übernommen 
und auch noch nicht übernehmen müssen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt: Begründung des Landgerichts
• Das Landgericht hat einen Behandlungsfehler darin erkannt, dass zwischen der Anordnung 

zur Sectio kurz nach 9:00 Uhr und der Geburt des Kindes um 10:09 Uhr eine Stunde 
vergangen sei. 

• Daran trage der Beklagten zu 1) jedoch kein Verschulden, da ihm keine Operationssäle zur 
Verfügung gestanden hätten. 

• Jedenfalls sei der Nachweis (da es sich jedenfalls nicht um einen groben Fehler handeln 
würde), dass die Verzögerung auch kausal für den Schaden geworden ist, nicht geführt 
worden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt: Begründung des Landgerichts
• Das Landgericht hat dem Beklagten zu 2) ein grobes Behandlungsverschulden der bei ihm 

angestellten Hebammen zugerechnet.
• Spätestens um 7.30 Uhr des 17.09.1986, als eine hochgradige Gefährdung der Mutter und 

auch des Kindes bestanden habe: 
• der Blutdruck der Kindesmutter betrug  190/130,
• das CTG war silent und das Fruchtwasser grün,
• hätten die Hebammen dem Beklagten zu 1), also den Belegarzt Dr. S., Bescheid geben 

müssen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt: Begründung des Landgerichts
• Da der Belegarzt Dr. S. um 7:30 Uhr die Geburtsleitung noch nicht übernommen hatte, 

muss sich die Beklagte zu 2) das Verschulden der bei ihr angestellten Hebammen gemäß §
278 BGB zurechnen lassen.

• Das Landgericht hat aufgrund eines groben Behandlungsverschuldens einen 
Kausalzusammenhang zu den bei dem Kind eingetretenen Körperschäden bejaht. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt: Begründung des Landgerichts
• Ansprüche des Klägers seien im Zeitpunkt der Klageerhebung gegen die Beklagte zu 2) im 

Jahr 2011 auch nicht verjährt.
• Der Kläger hatte im Jahre 2007 noch keine Kenntnis  über die behandelnden Personen und 

deren Verhältnis zu der Beklagten zu 2) (Angestellte Geburtshelfer oder Belegärzte / 
freiberufliche oder angestellte Hebammen). 

• Diese Kenntnis erlangte der Kläger erst im Jahre 2008 durch die Einsichtnahme in die 
Behandlungsakte.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Sachverhalt:
• Der Kläger und die Beklagte zu 2) haben gegen das Endurteil des Landgerichts vom 

29.03.2019 fristgerecht Berufung eingelegt. 
• Der Kläger hat seine Berufung bzgl. der Beklagten zu 1) zurückgenommen, noch bevor er 

eine Berufungsbegründung eingereicht hatte. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe des OLG:
Die zulässige Berufung der Beklagten zu 2) ist nicht begründet. 
Zu Recht hat das Landgericht einen groben Behandlungsfehler der Hebammen der Beklagten 
zu 2) am 17.09.1986 festgestellt und 
einen Kausalzusammenhang zwischen diesem groben Behandlungsfehler und der schweren 
geistigen und körperlichen Behinderung des am 17.09.1986 geborenen A. bejaht. 
Dieser Behandlungsfehler ist der Beklagten zu 2) auch zuzurechnen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
• Eine Übernahme der Geburtsleitung durch den Beklagten zu 1) als Belegarzt ist vor der 

fehlerhaften Behandlung durch die Hebammen der Beklagten zu 2) um 7:30 Uhr des 
17.09.1986 nicht erfolgt. 

• Die Ansprüche des Klägers sind auch nicht verjährt.
• Der Kläger hat gegen die Beklagte zu 2) wegen Schlechterfüllung des mit der Kindsmutter 

bei Aufnahme abgeschlossenen Behandlungsvertrags i.v.m. § 278 BGB und aus Delikt 
jeweils i.V.m. § 116 SGB X einen Anspruch auf Schadensersatz.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Zu Recht hat das Landgericht einen groben Behandlungsfehler deshalb angenommen, weil am 
17.09.1986 auf einen spätestens um 7.30 Uhr erkennbaren gravierenden pathologischen 
Zustand des Kindes durch die angestellten Hebammen der Beklagten zu 2) nicht reagiert 
wurde.
Zu Recht hat das Landgericht auch einen Kausalzusammenhang zwischen dem groben 
Behandlungsfehler und der als Primärschäden zu qualifizierenden schweren kindlichen 
Asphyxie angenommen. 
Keine Zweifel bestehen auch daran, dass der grobe Behandlungsfehler grundsätzlich dazu 
geeignet war, die Primärschäden des Kindes herbeizuführen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
• Dies führt zu einer Umkehr der Beweislast (§ 630h Abs. 5, Satz 1 BGB).

• Der Gegenbeweis, dass der grobe Behandlungsfehler nicht ursächlich war für die 
Primärschäden des Kindes,

• etwa  infolge einer pränatalen Vorschädigung des Kindes 

• ist der Beklagten zu 2) nicht gelungen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Der neonatologische Gerichtsgutachter hat in seinem Gutachten ausgeführt, dass sich weder 
aus der Patientenakte der Mutter noch aus den Unterlagen der Kinderklinik ein Hinweis 
ergebe, 
dass eine angeborene Schädigung oder eine angeborene Erkrankung des Kindes vorgelegen 
habe. 
Sämtliche Körperschäden sind durch die schwere Asphyxie mit HIE (Hypoxisch-Ischämische-
Enzephalopathie) erklärbar. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Der grobe Behandlungsfehler ist der Beklagten zu 2) auch zuzurechnen. 
Die Beklagte zu 2) konnte nicht beweisen, 
dass der Beklagte zu 1) nach der Aufnahme der Kindsmutter in das Krankenhaus der 
Beklagten zu 2) (vor der Entscheidung über die Durchführung der Sectio) die Behandlung
bereits übernommen hat, 
mit der Folge, dass die Hebammen nachfolgend als dessen Gehilfinnen tätig geworden wären 
und etwaige Fehler ihm und nicht der Beklagten zu 2) gem. § 278 BGB bzw. § 831 BGB 
zugerechnet werden müssten.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Dabei konnte dahinstehen, ob der in den Behandlungsunterlagen dokumentierte Anruf um 
22.30 Uhr, so das Landgericht, tatsächlich stattgefunden hat oder nicht. 
Der Senat hat insoweit Bedenken gegen die Beweiswürdigung des Landgerichts. 
Allerdings kann dahinstehen, ob der Anruf erfolgt ist oder nicht, da die Beklagte zu 2) 
jedenfalls nicht nachgewiesen hat, dass aufgrund des Inhalts des Telefonats von einer 
Behandlungsübernahme durch den Beklagten zu 1) auszugehen war. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
• Allein ein Anruf der Hebamme bei dem nicht in der Klinik anwesenden Belegarzt, 
• in dem sie diesen über die Ankunft einer Schwangeren informiert, 
• bewirkt jedenfalls für den Fall, 
• dass keine besonderen/regelwidrigen Umstände mitgeteilt werden, 
• noch keine Übernahme der Geburtsleitung durch den Belegarzt. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
• Dem entspricht auch die zum damaligen Zeitpunkt geltende gesetzliche Regelung d. § 7 

HebBO, 
• wonach die Hebamme bei allen regelrechten Vorgängen Hilfe leistet (§ 7 Abs. 1 HebBO) 

und 
• die Beiziehung eines Arztes zu einer Schwangeren erst bei regelwidrigen Vorgängen (§ 7 

Abs. 2 HebBO) zu erfolgen hatte.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Dass eine Hebamme den Beklagten zu 1) über einen regelwidrigen Verlauf informiert hätte, 
hat der Beklagte zu 2) schon nicht schlüssig vorgetragen. 
Tatsächlich ist der entsprechende Vortrag der Beklagten zu 2) widersprüchlich, da zum einen 
behauptet wurde, dass der Beklagte zu 1) über das „auffällige“ CTG telefonisch informiert 
worden sei;
zum anderen aber (noch in der Berufungsinstanz) behauptet wurde, dass das CTG tatsächlich 
nicht pathologisch gewesen sei. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Auch nicht vorgetragen wurde, dass die (dokumentierte) Anordnung der Gabe von Valium 
einen regelwidrigen Verlauf indiziert habe. 
Hinzu kommt, dass der Kläger sich in der 2. Instanz dem Vortrag des Belegarztes Dr. S. zu 
eigen gemacht.
Danach fand am 16.09.1986 um 22:30 Uhr kein Telefongespräch statt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Hinsichtlich des Umfangs der festgestellten Schäden ist das Urteil des Landgerichts nicht zu 
beanstanden.
Der Beklagte hat nicht bestritten, dass Asphyxie  ursächlich war für die Zerebralparese und für 
die weiteren Langzeitschäden.
Damit steht fest, dass auch die Betreuung des A. in Einrichtungen für geistig und körperlich 
behinderte Menschen aufgrund der bei der Geburt erlittenen Schäden erfolgte und auch 
erforderlich war. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
• Die Forderungen des Klägers sind auch nicht verjährt. 

• Nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB beginnt die Verjährungsfrist erst zu laufen, wenn der 
Gläubiger nicht nur Kenntnis von den Anspruchsvoraussetzungen hat, sondern auch von 
der Person des Schuldners.

• Bei Schadensersatzansprüchen liegt Kenntnis von der Person des Schuldners vor, wenn 
die Verantwortlichkeit, soweit geklärt ist, dass der Gläubiger aufgrund der ihm bekannten 
Tatsachen eine hinreichend aussichtsreiche, wenn auch nicht risikolose Klage gegen den 
Schuldner erheben kann.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Entscheidungsgründe: 
Kenntnis vom MDK-Gutachten der Krankenversicherung erlangte die Klägerin Ende 2007.
Kenntnis davon, dass die Sectio durch den Belegarzt Dr. S. durchgeführt wurde und die 
beteiligten Hebammen im Hause der Beklagten zu 2) angestellt waren, erlangten der Kläger 
erst durch Einsichtnahme in die Behandlungsunterlagen im Jahre 2008.
Die Klage gegen den Belegarzt Dr. S. (Beklagte zu 1)) wurde im Jahre 2010 erhoben.
Die Klage gegen die Beklagte zu 2) im Jahre 2011.
Damit liegt keine Verjährung vor.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Fazit:
1. Wird die Geburt durch einen Belegarzt vorgenommen gilt:
Dieser haftet grundsätzlich erst ab der Übernahme der Geburtsleitung für Fehler der 
Hebammen.
Macht die Hebamme vor diesem Zeitpunkt einen Fehler, ist zu unterscheiden: 
Ist sie angestellte Hebamme des Geburtskrankenhauses, muss sich das Krankenhaus gemäß 
§ 278 BGB  ihre Fehler zurechnen lassen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Fazit:
1. Wird die Geburt durch einen Belegarzt vorgenommen gilt: Fortsetzung
Handelt es sich um eine Beleghebamme, haftet sie selbst. 
Nach § 134a Abs. 5 SGB V ist es der Krankenkasse jedoch versagt, Schadenersatzansprüche 
gegen die freiberuflich tätige Beleghebamme geltend zu machen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Fazit:
§ 134 a Abs. 5 SGB V lautet:
• „Ein Ersatzanspruch nach § 116 Absatz 1 des Zehnten Buches wegen Schäden aufgrund 

von Behandlungsfehlern in der Geburtshilfe kann von Kranken- und Pflegekassen 
gegenüber freiberuflich tätigen Hebammen nur geltend gemacht werden, wenn der 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde. 

• Im Fall einer gesamtschuldnerischen Haftung können Kranken- und Pflegekassen einen 
nach § 116 Absatz 1 des Zehnten Buches übergegangenen Ersatzanspruch im Umfang des 
Verursachungs- und Verschuldensanteils der nach Satz 1 begünstigten Hebamme 
gegenüber den übrigen Gesamtschuldnern nicht geltend machen“.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Fazit:
2. Wenn die Hebamme dem Belegarzt auffällige Befunde der Schwangeren oder des Kindes 
mitteilt, ist er verpflichtet, die Schwangere persönlich zu untersuchen.
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, handelt es sich in der Regel um einen groben 
Behandlungsfehler.
Ich verweise auf das Urteil des OLG Karlsruhe vom 20.2.2017, Az. 13 U 165/15.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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2. OLG Bamberg, Urteil vom 02.05. 2022 , AZ. 4 U 108/19 : Abgrenzung der 
Haftung zwischen Belegarzt und Krankenhaus in der Geburtshilfe

Fazit:
3. Die dreijährige Verjährungsfrist beginnt gemäß § 199 Abs. 1 Z. 2 BGB erst zu laufen, wenn 
der Gläubiger eine Kenntnis von den anspruchsbegründenden Voraussetzungen sowie 
Kenntnis der Person des Schuldners erlangt.
Es ist daher insbesondere im Bereich der Geburtshilfe regelmäßig zu prüfen, ob sich aus dem 
MDK-Gutachten eindeutig ergibt, wer Vertragspartner der fehlerhaften Behandlung war.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Der Kläger begehrt von dem beklagten Klinik Schmerzensgeld und Feststellung einer 
weitergehenden Ersatzpflicht wegen einer fehlerhaften psychiatrischen Behandlung.
Der damals 25-jährige Kläger befand sich ab dem 28. November 2018 bis zum Dezember 
2018 - mit kurzen Unterbrechungen - auf freiwilliger Grundlage - in der stationären 
psychiatrischer Behandlung der Klinik.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Am 28. November 2018 begab sich der Kläger auf Anraten einer ambulanten 
Psychotherapeutin in die beklagte Klinik und bat um stationäre Aufnahme. 
Im Rahmen der Erstuntersuchung dokumentierte der diensthabende Arzt im Erfassungsbogen 
unter aktuellen Beschwerden:

• "hört Stimmen u.a. suizidimp., Suizidgedanken, drängend (...)".
Der Verdacht auf eine schizophrene Störung (ICD 10 F20) wurde gestellt und eine 
Krankenhausbehandlung und medikamentöse Einstellung empfohlen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt
Der Kläger schloss einen Behandlungsvertrag mit dem Beklagten und willigte ein, im 
Bedarfsfall auf der geschlossenen Station behandelt zu werden.
Die Oberärztin der Station verschaffte sich ein Bild von seinem Zustand und dokumentierte in 
den Behandlungsunterlagen:
"Die Anamnese war nur eingeschränkt möglich aufgrund der starken formalen Denkstörungen 
des Pat. (...) Seit einigen Monaten gehe es ihm schlecht. Er hört eine Stimme, sie sei in 
seinem Kopf, es sei seine eigene Stimme, sie beeinflusse ihn. Die Stimme hat wohl 
imperativen Charakter“.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt – Fortsetzung zu den Aufnahmebefunden:
• „Vor Monaten Suizidversuch oder -impuls. (...) Angaben einer inneren Stimme (nicht von 

außen gemacht) mit wohl imperativen Charakter, fragl. suizidimperativ, keine klassische Ich-
Störung. (...)

• Es lässt sich nicht ausreichend gut explorieren, ob es eine suizidimperative Stimme gibt 
oder ob Suizidgedanken vorliegen. Auf Station keine Umsetzungsimpulse“.

• Zudem zeigte der Kläger bei der Aufnahme Symptome eines depressiven Störungsbildes 
mit Zeichen von Hoffnungslosigkeit.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Eine weitere Diagnostik fand nicht statt. Als Medikation wurde eine Behandlung mit Olanzapin 
und Tavor geplant.
Am 5. Dezember 2018 untersuchte die diensthabende Oberärztin den Kläger erneut und 
vermerkte, dass nach dessen Angaben die suizidimperativen Stimmen und Suizidgedanken 
verschwunden seien.
Am Vormittag des 06. Dezember 2018 verließ der Kläger die Klinik auf eigenen Wunsch gegen 
ärztlichen Rat.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Bereits am Nachmittag des 06. Dezember 2018 kehrte der Kläger auf die Station zurück. In 
den Krankenunterlagen vermerkte der diensthabende Behandler:

• "Kommt am Nachmittag zur Wiederaufnahme, hat Zuhause wieder Stimmen gehört und 
will sich jetzt doch auf die Behandlung einlassen" und 

• "die Stimmen seien wieder da, aktuell ohne Suizidgedanken".

Der Kläger wurde auf der Station weiterbehandelt. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Am 12. Dezember 2018 dokumentierte die Oberärztin nach ihrer einmal wöchentlichen Visite:
"Pat. verlangsamt im Gedankengang mit häufiger Gedankensperrung, fortbestehende 
akustische Halluzinationen in Form von Stimmenhören, Ambivalenzen und Ambitendenz (...)".
Für Samstag, den 15. Dezember 2018, genehmigten die Behandler dem Kläger eine 
Wochenendbeurlaubung bei seinen Eltern. 
Nachdem er vormittags die Klinik verlassen hatte, kam er am Nachmittag des 15. Dezember 
2018 schon wieder zurück. 
Er hatte es nicht geschafft, bei seinen Eltern zu übernachten.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Im Rahmen der nächsten Oberarzt-Visite am 19. Dezember 2018 entschloss sich der Kläger, 
den Klinikaufenthalt erneut abzubrechen. 
Die Oberärztin dokumentierte:
"Pat. weiterhin verlangsamt im Gedankengang, verzögert im Rapport, Ambivalenzen und 
Ambitendenz. Wünscht die Entlassung, (...). 

Kann nicht von einer aus unserer Sicht notwendigen Verlängerung des Aufenthalts überzeugt 
werden. Entlassung gegen ärztlichen Rat."

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Bereits am Vormittag des Folgetages, den 20. Dezember 2018, wurde der Kläger auf eigenen 
Wunsch erneut im Haus der Beklagten aufgenommen. 
Der Oberärztin der Station vermerkte nach Untersuchung:
"(...) Bef.: stark verzögert im Rapport, stark verlangsamt im Gedankengang mit 
Gedankenabbrüchen, Äußerung von Transsexualität wird als Körper-Ich-Störung gewertet. 
Kein sicherer Hinweis auf Wahn oder Halluzinationen. Starke Ambivalenz und Ambitendenz. 
Nahezu starr im Affekt. Nicht suizidal (Bei Erstdiagnose F20 ist bislang kein MRT erfolgt...)."

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts



90

3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Nach seiner Wiederaufnahme konnte mit dem Kläger eine Höherdosierung seiner Medikation 
erreicht werden. 
Der Kläger verblieb bei schwankender Stimmungslage über die Weihnachtsfeiertage auf der 
Station. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Am 28. Dezember 2018 dokumentierte der diensthabende Arzt:

• "Pat. läuft ziellos auf dem Flur, fordert Gespräch wegen RBE über Feiertagen.

• Sagt, dass ihm allgemein besser geht, sei mit seiner aktuellen Medikation 
einverstanden, verneint Stimmenhören. (...)

• Pat. fordert RBE, will Silvester zu Hause verbringen. Suizidgedanken wurden verneint. 
(...) laut Bezugspflege spricht nichts dagegen."

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Dem Kläger wurde  Ausgang in die häusliche Obhut - zunächst vom 29. auf den 30. Dezember 
2018 - genehmigt.
Gegen Mittag des 29. Dezember 2018 wurde der Kläger von seinem Vater aus der Klinik 
abgeholt. 
Nach Ankunft zuhause begab sich der Kläger mit seinem Fahrrad allein zu einer in der Nähe 
gelegenen Brücke über einer Bundesstraße und stürzte sich etwa 20 Meter hinunter, wobei er 
sich schwere Verletzungen zuzog.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Er musste bis zum 16. Dezember 2019 im Krankenhaus behandelt werden. 
Der Kläger lebt heute in einer betreuten Wohnform.
Der Kläger hat erstinstanzlich Behandlungsfehler behauptet. 
Soweit er Schmerzensgeld begehrt hat, hat er Dauerschäden  behauptet.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Der Beklagte hat Behandlungsfehler bestritten und behauptet, 
der Suizidversuch des Klägers sei aus ärztlicher Sicht nicht vorhersehbar und damit 
schicksalhaft gewesen.
Das Landgericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen Gutachtens des 
Sachverständigen F.
Das Landgericht hat der Klage stattgegeben und ein Schmerzensgeld in Höhe von 120.000 
EUR zugesprochen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Gestützt auf die Ausführungen des Sachverständigen hat das Landgericht einen 
Behandlungsfehler festgestellt und offen gelassen, ob dieser als grob zu qualifizieren ist.
Da die haftungsbegründende ursächliche Verknüpfung zwischen dem Behandlungsfehler und 
den Primärschäden nachgewiesen sei, 
komme es auf das Vorliegen einer Beweislastumkehr zugunsten des Klägers aufgrund eines 
"groben Behandlungsfehlers" nicht an.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt: Fortsetzung der Ausführungen des Landgerichts:
Die akute, fortbestehende Suizidalität des Klägers sei vor seiner Entlassung am 29. Dezember 
2018 fehlerhaft nicht erkannt worden.
Die behandelnden Ärzte hätten von einer akuten Suizidgefahr am Tag der Aufnahme am 
28.11.2018 ausgehen müssen, die auch am Tag der Entlassung noch weiterbestanden habe.
Man habe nicht davon ausgehen dürfen, dass sich der Kläger tragfähig davon distanziert habe 
und absprachefähig gewesen sei.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt: Fortsetzung der Ausführungen des Landgerichts:
Zudem habe man die Suizidalität genauer evaluieren müssen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Das beklagte Krankenhaus erhebt Berufung und begehrt eine vollumfängliche 
Klageabweisung.
Der Beklagte bemängelt die fachliche Qualifikation des Sachverständigen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Der Beklagte behauptet, der Kläger sei in seinem Haus im Rahmen des ärztlichen Standards 
behandelt worden.
Entgegen der Auffassung des Sachverständigen habe man am 29. Dezember 2018 nicht von 
einer akuten Suizidalität des Klägers ausgehen müssen.
Die Befundung der Suizidalität sei zu jeder Zeit ausreichend erfolgt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Sachverhalt:
Der Beklagte meint, eine zwangsweise Unterbringung und Behandlung des Klägers sei weder 
medizinisch sinnvoll noch ethisch gerechtfertigt gewesen.
Eine Unterbringung sei explizit falsch gewesen.
Sie hätte jegliche Kooperation mit dem Patienten unmöglich gemacht.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Das Berufungsgericht hat den Kläger persönlich angehört und den Sachverständigen F 
ergänzend befragt.
Es hat dann folgendermaßen entschieden:
Die zulässige Berufung des Beklagten ist unbegründet. 
Die Entscheidung des Landgerichts ist insoweit nicht zu beanstanden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Der Senat kommt nach eigener Beweisaufnahme zu der Überzeugung, 
• dass die psychiatrische Behandlung des Klägers in besonderem Maße hinter dem 

ärztlichen Standard zurückblieb
• mit der Folge, dass die Diagnose einer akuten Suizidalität vorschnell aufgegeben wurde 

und 
• aufgrund einer unzureichenden Befunderhebung am 29. Dezember 2018 eine 

Klinikbeurlaubung erfolgte,
• die dem Sicherungsgebot widersprach.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Die Beurlaubung ermöglichte es dem Kläger, einen Suizidversuch mit erheblichen bleibenden 
Schäden durchzuführen.
Den behandelnden Ärzten hätte es am 29. Dezember 2018 oblegen, den Kläger von der 
Zurückstellung seines Beurlaubungswunsches zu überzeugen und –
bei Erfolglosigkeit - die vorübergehende geschlossene Unterbringung nach dem PsychKG
(Psychisch-Kranken-Gesetz) zu beantragen.
Dabei stützt sich der Senat auf die Erkenntnisse aus den Krankenunterlagen, der persönlichen 
Anhörung des Klägers sowie den Ausführungen des Sachverständigen F.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Zwar sind keine Fehler bei der Diagnose und Behandlung der psychischen Grunderkrankung 
des Klägers feststellbar.
Wie der Sachverständige nachvollziehbar erklärt hat, wurde zu Recht der Verdacht einer 
psychischen Grunderkrankung aus dem schizophrenen Formenkreis erhoben. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts



105

3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Auch die am Aufnahmetag festgelegte und dem Kläger im Verlauf verabreichte 
antipsychotische Medikation ist nicht zu beanstanden.
Liegt - wie hier - eine solche Verdachtsdiagnose vor, ist eine pharmakologische Behandlung 
der Grunderkrankung geboten. 
Auch haben die Ärzte des Beklagten am Aufnahmetag am 28.11.2018 die akute 
Suizidgefährdung des Klägers erkannt und dessen unmittelbare stationäre 
Krankenhausbehandlung veranlasst.
Nach den Ausführungen des Sachverständigen war es auf der Grundlage der Anamnese und 
Befunderhebung am Aufnahmetag einzig richtig, von einer akuten Suizidgefahr auszugehen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
• Der Kläger zeigte am 28. November 2018 ein komplexes Störungsbild aus dem 

schizophrenen Formenkreis.
• Der Sachverständige hat insoweit eindeutig ausgeführt, dass die krankhafte Wahrnehmung 

von akustischen Halluzinationen in Form von Stimmenhören, die dem Patienten befehlen, 
sich das Leben zu nehmen ("suizidimperative Stimme") ein psychiatrischer Notfall ist.

• Dies sei fachpsychiatrisches Grundwissen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
• Zudem zeigte der Patient am Aufnahmetag auch Symptome eines depressiven 

Störungsbildes 
• mit Äußerungen der Hoffnungslosigkeit, 
• so dass auch ein eigener Suizidwunsch in Betracht kam.
• Es habe eine doppelt risikobehaftete Situation vorgelegen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Diese akute Suizidalität erkannten die Ärzte des Beklagten am Aufnahmetag des 
28. November 2018. 
Die nachfolgende Behandlung des Klägers war jedoch behandlungsfehlerhaft.
Die akute Suizidgefahr begründete das Erfordernis einer fachgerechten Behandlung 
verbunden mit einer gesteigerten Sicherungspflicht des behandelnden Krankenhauses.
Dem wurde hier nicht genüge getan.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Die Diagnose der akuten Suizidalität wurde aufgrund unzureichender Befunderhebung 
vorschnell fallen gelassen und 
die Behandlungsversäumnisse führten zu der Fehleinschätzung, dem Kläger am 
29. Dezember 2018 eine Beurlaubung vom Klinikaufenthalt zu genehmigen.
Die Befunderhebung blieb nach Häufigkeit und inhaltlicher Tiefe deutlich hinter dem 
psychiatrischen Standard bei einem Patienten wie dem Kläger zurück.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Der Facharztstandard sieht für Hochrisikopatienten wie dem Kläger eine kontinuierliche, 
regelmäßige 
bei Fortbestehen der akuten Suizidalität - tägliche  Befundung des psychischen Erlebens und 
der Gemütsverfassung vor, 
um die Entwicklung im Verlauf beurteilen zu können und eine sichere Grundlage für eine 
Diagnoseänderung und für erforderliche Therapiemaßnahmen zu schaffen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
So hätte im Falle des Klägers täglich detailliert und genau erfragt werden müssen, von welcher 
Art die "Stimme" genau ist und wie sie wahrgenommen wird, was genau die Stimmen sagen, 
um herauszufinden, welche Denkinhalte dahinter stehen.
Es ist zu erfassen, wie sich ein Patient einen möglichen Suizid konkret vorstellt und wie er sich 
verhalten würde, wenn er wieder suizidimperative Stimmen hört. 
Auch die depressive Verstimmung und mögliche eigene Suizidgedanken hätten abgefragt 
werden müssen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Um regelmäßig einen medizinisch vollständigen und vergleichbaren psychopathologischen 
Befund zu erhalten, 
muss im Patientengespräch ein normierter Fragenkatalog abgearbeitet werden. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Um diesem Facharztstandard gerecht zu werden, ist es dem behandelnden Arzt möglich,
Formulare von der Arbeitsgemeinschaft Methoden in der Psychiatrie (AMDP) zu verwenden 
oder 
mit wissenschaftlich anerkannten Skalen zu arbeiten, 
die geeignet sind, als Grundlage für eine objektivierbare Verlaufsbeurteilung zu dienen. 
Der medizinische Standard ist hier in nicht mehr verständlicher Weise verlassen worden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Die im Arzthaftungsprozess vorgelegte Dokumentation in Form von Arztbriefen, Krankenblatt 
oder Patientenakte gibt Aufschluss über das tatsächliche Vorgehen
und ist bei der gerichtlichen Überzeugungsbildung zu würdigen.
Insoweit kann eine Dokumentation, die in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit der 
Behandlung erfolgt (§ 630f Abs.1 Satz 1 BGB), Indizwirkung für ihren Inhalt entfalten. 
D.h., dass die darin genannten Behandlungsmaßnahmen durchgeführt wurden bzw. dass das, 
was nicht dokumentiert ist, auch nicht geschehen ist.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Das Fehlen der Dokumentation einer aufzeichnungspflichtigen Maßnahme begründet die 
Vermutung, dass die Maßnahme unterblieben ist. 
Diese Vermutungswirkung greift auch hier.
Die medizinisch gebotene Evaluation wäre in Form von vollständigen und ausführlichen 
psychopathologischen Befunden dokumentationspflichtig gewesen. 
Die Dokumentation dient der Gewährleistung einer sachgerechten, medizinischen 
Behandlung.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Der Sachverständige hat die Krankenunterlagen ausgewertet und auf dieser Grundlage Fehler 
bei der psychiatrischen Behandlung des Klägers festgestellt, die schlechterdings aus objektiver 
ärztlicher Sicht nicht passieren dürfen.
Auf Grundlage der Dokumentation ist von einer völlig unzureichenden Evaluation der 
Suizidgefahr im Verlauf der Behandlung auszugehen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
• Die an den Aufnahmetagen und ansonsten nur einmal wöchentlich erfolgten 

Untersuchungen durch die Oberärztin der Station genügen
• auch unter Berücksichtigung der  unregelmäßigen Untersuchungen durch die Stationsärzte 

nicht dem geschuldeten psychiatrischen Facharztstandard.
• Darüber hinaus fehlt es an einer systematischen und inhaltlich hinreichenden 

Befragungstiefe.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
• Es war aus medizinischer Sicht nicht vertretbar auf der Grundlage, der bis zum 

29. Dezember 2018 erhobenen Befunde, 
• die Diagnose der akuten Suizidalität fallen zu lassen.
• Einen solchen Rückschluss ließ das Behandlungsgeschehen nicht zu.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Der Sachverständige ist zu dem eindeutigen Schluss gekommen, dass
• die dokumentierten Befunderhebungen aus Sicht eines Psychiaters keinen sicheren Anhalt 

boten,
• dass die akute Suizidalität des Klägers im Behandlungsverlauf abgeklungen war und am 29. 

Dezember 2018 nicht mehr vorlag.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Die bis zum 29. Dezember 2018 dokumentierten Gesprächsinhalte rechtfertigten keine Abkehr 
von der Diagnose einer akuten Suizidgefahr.
Die Angaben gaben weder Anlass, darauf zu vertrauen, dass der Kläger sich von eigenen 
Suizidgedanken und Umsetzungsabsichten sicher distanziert hatte, noch dass die 
suizidimperative Stimme verschwunden war.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Vielmehr hat der Sachverständige darauf verwiesen, dass
• sich über den gesamten Behandlungsverlauf Anhaltspunkte ergaben, von noch nicht 

abgeklungenen akustischen Halluzinationen sowie
• eigenen suizidalen Tendenzen bei dem Kläger auszugehen, 
• die einer weitaus genaueren Abklärung bedurft hätten. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
• Die so dokumentierten Umstände ließen keinen sicheren Rückschluss auf nicht mehr 

vorhandene suizidimperative Stimmen und eigene Suizidgedanken zu. 
• Noch in der Woche vor der Entlassung am 29. Dezember 2018 dokumentierte die Pflege -

fast durchweg - eine schwankende Stimmungslage des Klägers. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 15/22 - Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Entscheidungsgründe:
Die Haftungsbegründende ursächliche Verknüpfung zwischen der fehlerhaften Behandlung 
und der Primärschädigung des Klägers liegt vor, wobei wegen des groben Behandlungsfehlers 
eine Beweislastumkehr zugunsten des Klägers vorliegt.
Der Senat erachtet - ebenso wie das Landgericht - ein Schmerzensgeld in Höhe von 120.000 € 
für angemessen.
Auch der Feststellungsantrag ist begründet.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20.12.2022, AZ. 26 U 15/22:  Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Fazit:
• Zur Ermittlung eines vollständigen psychopathologischen Befundes muss im 

Patientengespräch ein normierter Fragenkatalog abgearbeitet werden.

• Bei Feststellung einer akute Suizidgefahr ist eine tägliche Befundung des psychischen 
Erlebens und der Gemütsverfassung des Patienten erforderlich.

• Nur so kann auch die Entwicklung im Verlauf beurteilt werden.

• Dabei handelt es sich um die erforderliche Tatsachengrundlage für gebotene 
Therapiemaßnahmen und für eine Diagnoseänderung.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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3. OLG Hamm, Urteil vom 20.12.2022, AZ. 26 U 15/22:  Fehlerhafte 
psychiatrische Behandlung bei Suizidgefahr

Fazit:
• Es entspricht dem Goldstandard der Psychiatrie, den Inhalt eines Patientengesprächs in 

seinen wesentlichen Einzelheiten zu dokumentieren.

• Wenn tägliche Patienten Gespräche nicht dokumentiert worden sind, wird vermutet, dass 
diese auch nicht stattgefunden haben, vergleiche § 630h Abs.3 BGB.

• Wird die Diagnose einer akuten Suizidalität vorschnell aufgegeben, kann darin ein grober 
ärztlicher Behandlungsfehler liegen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Klägerin ist die gesetzliche Krankenkasse von Frau Y, geboren im Jahre 1967 (im Folgenden: 
die Patientin). 
Beklagte zu 1 ist eine Klinik.
Beklagter zu 2 ist der bei ihr angestellte Chirurg.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Patientin litt seit Jahren unter anderem an chronischen Lumboischialgien
(Rückenschmerzen, die auf die Beine ausstrahlen). 
Anfang Mai 2017 ließ sie ein MRT erstellen. 
Der Befund lautete auf Spinalkanalstenose im Segment L 4/5.
Der Befund hinsichtlich der Segmente L 3/4 und L 5/S 1 war deutlich geringer ausgeprägt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Zur Zeit der Untersuchung und der nachfolgenden Behandlung war die Patientin 50 Jahre alt 
und hatte einen BMI von 49,8 (Adipositas per magna).
Bei einer Körpergröße von 1,67 m wog sie 139 kg.
Ende Mai 2017 untersuchte der Beklagte zu 2. die Patientin.
Er riet ihr zu einer Operation zur Dekompression des Wirbelkanals auf der Höhe L 4/5. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Ein Aufklärungsgespräch erfolgte durch ihn noch am selben Tag.
Am 22.06.2017 operierte der Beklagte zu 2 die Patientin in den Räumlichkeiten der Beklagten 
zu 1. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts



130

4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
In dem vom Beklagten zu 2 angefertigten Operationsbericht heißt es:
„Interspinöse Dekompression des Spinalkanals L 4/ L 5 sowie offene thermische Denervation
der Facettengelenke L 4 / L 5 bds.

am 22.06.2017, Markierung des Bandscheibenfaches L 4 / L 5 unter Durchleuchtungskontrolle,

Kontrolle der korrekten Operationshöhe durch eine erneute Durchleuchtungskontrolle“. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die mit dem Bildwandler angefertigten Röntgenbilder wurden durch die Beklagten nicht
aufbewahrt.
Tatsächlich erfolgte eine sogenannte „wrong level“-Operation, 
anstelle des Bereichs L 4/5 wurde der Bereich L 3/4 operiert. 
Dies fiel zunächst nicht auf.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Am 23. und 24.06.2017 ist in der Dokumentation bezüglich der Taubheit (Hypästhesie) jeweils 
ein status idem beschrieben.
Ende Juni 2017 wurde die Patientin aus der stationären Behandlung entlassen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Für die stationäre Behandlung der Patientin einschließlich der Operation zahlte die 
Klägerin der Beklagten zu 1 insgesamt 4.015,55 €. 
Im Zeitraum vom 17.07. bis zum 14.08.2017 wurde die Patientin zur Durchführung der 
Rehabilitation stationär in der …Klinik B  aufgenommen.
Während der Rehabilitation bestanden die neurologischen Defizite fort, zuletzt ausgeprägter. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Mitte August 2017 führte der Beklagte zu 2 eine Kontrolluntersuchung durch.
Die Schmerzen im Bereich der Lendenwirbelsäule bestanden fort. 
Die Patientin gab nun auch Beschwerden im Bereich der Halswirbelsäule an. 
Der Beklagte zu 2 veranlasste zur Kontrolle eine Röntgenuntersuchung der 
Lendenwirbelsäule. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Das am 04.09.2017 durch den Beklagten zu 2 veranlasste MRT von der Lendenwirbelsäule 
zeigte den bekannten Befund der Spinalkanalstenose im Segment L 4/5. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
In einem Arztbrief hielt der Beklagte zu 2 fest, 
die rezidivierenden Lumboischialgien seien darauf zurückzuführen, dass in der Operation 
akzidentell das Segment L 3/4 dekomprimiert worden sei und 
die vorbestehende Spinalkanalstenose L 4/5 unverändert bestehe. 
Zusätzlich zeige sich eine zunehmende Spinalkanalstenose im Segment L 2/3. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Operation des Segments L 4/5 ließ die Patientin im Anschluss nicht mehr durchführen.
Die klagende Krankenversicherung behauptet, die tatsächlich durchgeführte Operation sei 
nicht indiziert gewesen.
In einem falschen Segment zu operieren, stelle einen groben Behandlungsfehler dar. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Klägerin ergänzt:
Es hätte, etwa durch Markierung mit einer Nadel, sichergestellt werden müssen,

• dass der richtige Bereich operiert wird. 
Die Adipositas der Patientin sei bekannt gewesen.
Deswegen habe die OP im richtigen Bereich besonders sichergestellt werden müssen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Unabhängig davon stehe aber fest, dass der falsche Bereich operiert worden sei.
Deshalb stehe die Kausalität fest.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Klägerin begehrt
Schadensersatz in Höhe von insgesamt 4.015,55 €.
Dies betrifft die Kosten für die stationäre Behandlung in der Einrichtung der Beklagten zu 1.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Klägerin beantragt außerdem, festzustellen,
dass die Beklagten als Gesamtschuldner der Klägerin alle weiteren, über den Klagantrag zu 1. 
hinausgehenden Aufwendungen zu ersetzen haben,
die der Klägerin für die Versicherte wegen der Folgen der fehlerhaften Operation –
Dekompression des Spinalkanals in Höhe LW 3/4 und nicht in Höhe LW 4/5 –
gegenwärtig und zukünftig entstehen bzw. entstehen werden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Beklagten beantragen, die Klage abzuweisen.
Sie behaupten, die Operation sei sach- und fachgerecht durchgeführt worden.
Die versehentlich in der falschen Höhe vorgenommene Operation sei auch unter Anlegung 
höchster ärztlicher Sorgfalt nicht vermeidbar gewesen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Der Operateur habe während der Operation keine Zweifel daran haben müssen, dass er im 
richtigen Bereich operiere. 
Auch in dem tatsächlich operierten Bereich habe eine Kompression des Spinalkanals 
bestanden.
Insoweit habe also derselbe pathologische Befund wie im geplanten Operationsbereich 
vorgelegen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Die Fehlinterpretation der intraoperativen bildgebenden Kontrollmaßnahme stelle 
allenfalls einen nicht vorwerfbaren Diagnoseirrtum dar.
Die intraoperativen Bildwandlerkontrollen seien, wie üblich, nicht gespeichert worden.
Dies stelle aber keinen Dokumentationsfehler dar.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Sachverhalt:
Unabhängig davon seien weder klinisch noch radiologisch Schadensfolgen erkennbar.
Die Beschwerden der Patientin seien allein auf die Grunderkrankung, nämlich die seit Jahren 
bestehenden Lumboischialgien, zurückzuführen, nicht jedoch auf einen Behandlungsfehler.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Verfahrensgang:
Das Landgericht hat der Klage der Krankenversicherung in folgendem Umfang 
stattgegeben:
Es wird festgestellt, dass die Beklagten als Gesamtschuldner der Klägerin alle weiteren 
Aufwendungen zu ersetzen haben, 
die der Klägerin für die Versicherte wegen der Folgen der fehlerhaften Operation vom 
22.06.2017 
– Dekompression des Spinalkanals in Höhe LW 3/4 und nicht in Höhe LW 4/5 –
entstanden sind und zukünftig entstehen werden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Die Zahlungsklage hat das Landgericht hingegen abgewiesen.
Das Landgericht stellt fest, dass die Klägerin gegen die Beklagten als Gesamtschuldner einen 
Anspruch hat auf Schadensersatz dem Grunde nach aus übergegangenem Recht der 
Patientin.
Dieser Anspruch folgt
• gegen die Beklagte zu 1 aus § 280 Abs. 1, § 630a, § 249 BGB, iVm. § 116 Abs. 1 Satz 1 

SGB X,
• gegen den Beklagten zu 2 aus § 823 Abs. 1, § 249 BGB, iVm. § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Der Beklagte zu 2 hat die Patientin fehlerhaft behandelt.
Der vertraglich geschuldete und auch deliktsrechtlich gebotene Facharztstandard ist 
unterschritten worden:
Zunächst ist die Kammer davon überzeugt,
• dass mit der objektiv fehlerhaften Interpretation der intraoperativ angefertigten 

Röntgenbilder kein bloßer, haftungsrechtlich irrelevanter Diagnoseirrtum vorliegt.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Ein solcher haftungsrechtlich nicht relevanter bloßer Diagnoseirrtum läge nur vor, wenn die 
Operation des falschen Segments auf einer vertretbaren Auswertung der intraoperativ 
erstellten Röntgenbilder beruhte.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Aufgrund der Ausführungen des Sachverständigen ist die Kammer aber davon überzeugt, dass 
die intraoperative Auswertung der Röntgenbilder nicht mehr vertretbar war. 
Der Sachverständige Prof. Dr. E hat nachvollziehbar erläutert, dass bei einer intraoperativ 
ausreichenden Bildgebung ein Irrtum über das richtige Segment vermeidbar gewesen wäre. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung Diagnosefehler 
vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen Anspruchsübergang  § 116 
Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Das vom Beklagten gewählte Verfahren sei ein Standardverfahren, das in 99 % der Fälle zur 
Feststellung der richtigen Operationshöhe ausreichend sei.
Bei unzureichenden Aufnahmen hätte aber eine weitere Aufnahme nicht seitlich, sondern von 
vorne oder hinten (AP), gemacht werden müssen.
Entgegen dem Vortrag des Beklagten zu 2 sei nicht vorstellbar, dass die intraoperativen 
Aufnahmen einerseits gut gewesen seien und trotzdem die Identifikation der falschen Höhe 
vertretbar erfolgt sei. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Die Ausführungen des Sachverständigen lassen nur den Schluss zu,
dass entweder die intraoperativ erstellten Aufnahmen für eine sichere Beurteilung nicht 
ausreichend waren oder
die  Röntgenbilder in nicht vertretbarer, weil vermeidbarer Weise, fehlerhaft ausgewertet 
wurden.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Wenn also die Röntgenbilder nicht ausreichend waren, um das zu operierende Segment sicher 
zu erkennen, handelt es sich um eine unzureichende Befunderhebung und damit um einen 
Befunderhebungsfehler.
Wurden hingegen genügend Röntgenbilder gemacht, um das Segment L 4/5 zu erkennen, und 
wurden diese Röntgenbilder nicht korrekt interpretiert, liegt eine haftungsrelevanter 
Diagnosefehler vor. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Abgrenzung des Befunderhebungsfehlers vom Diagnoseverschulden
Ein Befunderhebungsfehler ist gegeben, wenn die Erhebung medizinisch gebotener Befunde 
nicht ausreichend war.
Ein Diagnoseirrtum liegt hingegen vor, wenn der Arzt erhobene oder sonst vorliegende 
Befunde falsch interpretiert und deshalb nicht die gebotenen Maßnahmen ergreift.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Abgrenzung des Befunderhebungsfehlers vom Diagnoseverschulden
Ein Diagnoseirrtum setzt aber voraus, dass der Arzt alle medizinisch notwendigen Befunde 
auch tatsächlich erhoben hat, um sich eine ausreichende Basis für die Einordnung der 
Krankheitssymptome zu verschaffen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Abgrenzung des Befunderhebungsfehlers vom Diagnoseverschulden
Hat der Arzt die nach dem medizinischen Standard gebotenen Untersuchungen

• erst gar nicht veranlasst,
• ist er also aufgrund unzureichender Untersuchungen vorschnell zu einer Diagnose 

gelangt, ohne diese durch die medizinisch gebotenen Befunderhebungen abzuklären, 
dann ist ihm ein Befunderhebungsfehler vorzuwerfen. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Entweder liegt also ein

• Befunderhebungsfehler oder
• aber ein Diagnoseverschulden vor, 

denn die Röntgenbilder sind nicht mehr auffindbar.
Sowohl den Befunderhebungsfehler als auch das Diagnoseverschulden hat das Gericht als 
grob fehlerhaft bezeichnet.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des 
Arzthaftungsrechtsbilder 
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Das grobe Behandlungsverschulden hat eine Beweislastumkehr für

• den ursächlichen Zusammenhang
• zwischen dem groben Behandlungsfehler und
• dem Gesundheitsschaden zur Folge, §630 h Abs. 5 Satz 1 BGB.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Als primäre Körperschäden kommen die starken Schmerzen im nicht operierten 
Lendenwirbelsäulenbereich in Betracht. 
Der eigentlich zu operierende Bereich,

• in dem unstreitig bedrängende Strukturen noch vorliegen,
• ist eben nicht operiert worden,
• sodass daher rührende Schmerzen nach wie vor bestehen.

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Die Klägerin hat jedoch keinen Anspruch

• auf Ersatz der Kosten für die
• fehlerhafte stationäre Behandlung im Krankenhaus der Beklagten zu 1) in Höhe von 

4.015,55 €.
Die Voraussetzungen der § 116 SGB Abs. 1 Satz 1 SGB X liegen nämlich nicht vor. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts



161

4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
§ 116 Abs. 1 SGB X lautet:
„Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhender Anspruch auf Ersatz eines Schadens 
geht auf den Versicherungsträger über, 

• soweit dieser Versicherungsträger aufgrund des Schadensereignisses Sozialleistungen 
zu erbringen hat, 

die der Behebung eines Schadens der gleichen Art dienen und sich auf denselben Zeitraum 
wie der vom Schädiger zu leistende Schadensersatz beziehen.“

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
In Betracht kommt daher nur der Übergang solcher Schadensersatzansprüche,

• die die weitere Behandlung nach einer fehlerhaften ärztlichen Behandlung betreffen. 
Der Schadenersatzanspruch der versicherten Patientin geht also nur in dem Umfang über,

• als diese Leistungen erbracht hat,
• die der  Behebung des Körperschadens dienen, 
• den die Patientin aufgrund der fehlerhaften Behandlung erlitten hat. 

11. 09.2023Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet des Arzthaftungsrechts
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Der Schädiger hat in diesen Fällen Schadensersatz zu leisten durch Zahlung der zur Heilung 
erforderlichen Behandlungskosten, § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB.
Bei den geltend gemachten materiellen Schäden in Höhe von 4.015,55 € handelt es sich 
jedoch nicht um solche Leistungen,

• sondern um die Kosten für die stationäre Behandlung der versicherten Patientin, die 
medizinisch indiziert war, aber fehlerhaft durchgeführt wurde. 

Bei diesen Kosten handelt es sich folglich um Behandlungsfehler unabhängige 
Sowieso-Kosten.
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Entscheidungsgründe:
Die Beklagten haben jedoch als Gesamtschuldner der Klägerin alle Aufwendungen zu 
ersetzen,

• die ihr für die versicherte Patientin wegen der Folgen der fehlerhaften Operation
• - Dekompression des Spinalkanals in Höhe LW 3/4 und nicht in Höhe LW 4/5 –

entstanden sind und zukünftig entstehen werden.
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4. LG Flensburg, Urteil vom 24.03.2023, 3 O 204/20: Abgrenzung 
Diagnosefehler vom Befunderhebungsfehler + Voraussetzungen 
Anspruchsübergang  § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X

Fazit:
1. Bei einer irrtümlichen Dekompression eines Wirbelkanals in der falschen Höhe (sog. 
"Etagenfehler", „wrong-level-Operation“) handelt es sich nicht lediglich um eine typische und 
nicht zu vermeidende Komplikation, sondern um einen groben Behandlungsfehler.
2. Nach § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X kommt nur der Übergang solcher 
Schadensersatzansprüche in Betracht, die die weitere Behandlung der Versicherten nach 
einer fehlerhaften ärztlichen Behandlung der Versicherten betreffen.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Dr. Ruth Schultze-Zeu

Rechtsanwältin
Fachanwältin für Medizinrecht

11. September 2023
www.ratgeber-arzthaftung.de
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